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— Ursachen und Bedingungen der Tat 
zu beseitigen,

— erzieherisch auf den Rechtsverletzer 
einzuwirken,

— die kollektive Erziehung und Selbst­
erziehung der Werktätigen zu för­
dern.

Mit dieser Bestimmung wird die Ver­
antwortung der Betriebe, staatlichen 
Organe und gesellschaftlichen Organi­
sationen bei der wirksamen Realisie­
rung der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit rechtlich ausgestaltet.

2. Die in § 26 enthaltenen Forderun­
gen sind verbindliche Rechtspflichten 
für die Leiter und Leitungen. Sie gehö­
ren zu den in Art. 3 grundsätzlich gere­
gelten Rechten und Pflichten, in ihrem 
Verantwortungsbereich den vorbeugen­
den Kampf der gesellschaftlichen Kräfte 
gegen Straftaten und andere Rechtsver­
letzungen zu organisieren (vgl. Art. 3 
StGB, vgl. ferner Beschluß über die 
Verbesserung der Rechtsarbeit in der 
Volkswirtschaft vom 13. 6. 1974, GBl. I 
1974 Nr. 32 S. 313 u. Justitiar-VO vom 
25. 3. 1976, GBl. I 1976 Nr. 14 S. 204 so­
wie § 8 Kombinatsverordnung).
Die Verantwortung der Leiter und Lei­
tungen, das sozialistische Recht durch­
zusetzen, wird in § 26 als spezifische 
Pflicht konkretisiert.
Die Rechtspflicht zur gesellschaftlichen 
erzieherischen Einwirkung und Hilfe 
gegenüber gerichtlich bestraften Tätern 
wird in §§ 32, 46, § 47 Abs. 4 StGB so­
wie durch das Wiedereingliederungsge­
setz vom 7. 4. 1977 (GBl. I 1977 Nr. 10
S. 98) noch weitergehend spezifiziert, je 
nachdem, ob Strafen mit oder ohne 
Freiheitsentzug angewandt wurden.

3. Die Leiter bzw. Leitungen haben die 
entsprechenden Maßnahmen in enger 
Zusammenarbeit mit den Werktätigen, 
ihren Kollektiven und Organisationen 
zu beraten und durchzuführen. Ledig­
lich administrative Maßnahmen ent­

sprechen nicht den in § 26 gestellten 
Anforderungen.
Bewährt haben sich die regelmäßige 
Einschätzung des Bewährungsprozesses 
von Verurteilten durch Beauftragte des 
Leiters bzw. der Leitung oder des Vor­
standes mit dem Kollektiv, dem der 
Verurteilte angehört, oder auch Bera­
tungen mit der Gewerkschaft über not­
wendige Maßnahmen zur Beseitigung 
von Ursachen oder Bedingungen für 
Rechtsverletzungen.
Gute Erfahrungen, die die Werktätigen 
im Rahmen der Bewegung für vorbild­
liche Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
gemacnt haben, sollten die Leiter bzw. 
Leitungen anderen Kollektiven über­
mitteln, um dadurch weiteren Strafta­
ten Vorbeugen zu können. Hierbei ist 
besonders die Mitarbeit der Mitglieder 
der Konfliktkommission und der Schöf­
fen anzustreben. Die zu treffenden 
Maßnahmen müssen verständlich, kon­
trollier- und abrechenbar sein und den 
Werktätigen bekanntgemacht werden. 
Positive Ergebnisse werden dann er­
zielt, wenn Ordnung, Disziplin und 
Sicherheit zum Bestandteil des soziali­
stischen Wettbewerbs gemacht wurden.

4. Die Schlußfolgerungen und Maß­
nahmen im Zusammenhang mit einer 
Straftat sind so zu gestalten, daß sie 
nicht nur auf den Täter, sondern auch 
auf andere vorbeugend wirken, die in 
ihrer gesellschaftlichen Verantwortung 
und Disziplin noch ungefestigt sind. 
Dabei ist insbesondere auf die klassen­
mäßige Erziehung der Werktätigen, die 
Erhöhung von Ordnung und Disziplin, 
den Schutz des Volkseigentums und der 
Volkswirtschaft und die sinnvolle Frei­
zeitgestaltung hinzuwirken.

5. Bewährt haben sich in diesem Zu­
sammenhang die Durchführung von 
Rechts- bzw. Sicherheitskonferenzen in 
Betrieben oder auf territorialer Ebene 
und der Erlaß entsprechender Weisun-


